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Die Veröffentlichungen zum Thema Bargeld haben 
in Deutschland in den letzten Jahren deutlich zuge­
nommen und sind kaum mehr zu überblicken. Da­
durch wird das derzeit noch immer kostengünstigste 
und effizienteste Zahlungsmittel in Politik, Wissen­
schaft und auch Öffentlichkeit zu Recht ausreichend 
gewürdigt, aber auch kritisch diskutiert.
In Deutschland hat insbesondere die Deutsche 
Bundesbank mit zahlreichen Veröffentlichungen Licht 
in das frühere Dunkel rund um das Bargeld gebracht. 
Auf den drei Bargeldsymposien in den Jahren 2012, 
2014 und 2016 wurden die unterschiedlichen Aspekte 
ausführlich und kompetent diskutiert. Im Januar 2018 
steht das 4. Symposium auf der Agenda. Hinzu kom­
men zahlreiche von der Bundesbank initiierte Studien.
Aber auch die BDGW hat sich aktiv mit Veröffent­
lichungen und in Veranstaltungen in die Diskussion 
eingebracht. So haben wir beispielsweise das 
Jubiläum „50 Jahre Geld- und Werttransport in 
Deutschland“ im Dezember 2016 dazu genutzt, über 
die Frage „Wandel der Zahlungssysteme: Vom Geld­
transporteur zum Wertdienstleister zum Zahlungs­
verkehrsdienstleister?“ ausführlich zu diskutieren. 
Teilnehmer waren u. a. Carl-Ludwig Thiele (Bundes­
bankvorstandsmitglied), Ulrich Binnebößel (Vertreter 
des Einzelhandels), Dr. Michael Kemmer (Vertreter 
der Kreditwirtschaft) sowie Ralf Wintergerst (CEO 
von Giesecke & Devrient). Auf der Jahresmitglieder­
versammlung 2017 am 30. November in Berlin haben 
wir erstmals einen Tag des Bargelds veranstaltet 
und mit Politikern, Bundesbank und Vertretern von 
Handel und Kreditwirtschaft die Zukunft des Bargel­
des erörtert.
Möglichkeiten zur Effizienzsteigerung sowie zur 
Kostenreduzierung im Bargeldmanagement werden 
sowohl auf nationaler als auch auf europäischer 
Ebene erörtert. Und Themen wie z. B. die Einführung 

von Bargeldobergrenzen oder die Abschaffung der 
500-Euro-Banknote werden nicht nur auf nationaler, 
sondern auf europäischer Ebene entschieden. Deshalb 
sind wir seit vielen Jahren Mitglied im europäischen 
Dachverband der Wertdienstleister ESTA (European 
Security Transport Association) und arbeiten in der 
Cash Working Group der ESTA aktiv mit.
Neben den Regulatoren und der europäischen Cash 
Management Industry sind es aber vor allem die 
Banken, die sich mit dem Thema Bargeld intensiv 
und kritisch auseinandersetzen. So hat das European 
Payments Council (EPC) im vergangenen Jahr sein 
Grundsatzpapier zum Bargeld („The Single Euro Cash 
Area Framework“) aktualisiert und erneut veröffent­
licht. In diesem Papier wird das Bargeld ausschließ­
lich aus Sicht der Banken beleuchtet. Dieses Papier 
konstatiert zu Recht, dass Bargeld nach wie vor das 
beliebteste Zahlungsmittel ist. Darüber hinaus wird 
in dem Papier aber auch behauptet, dass das Bar­
geld das teuerste Zahlungsmittel sei, da die Kosten 
für die Bargeldausgabe und -bearbeitung nicht voll­
ständig an die eigentlichen Nutzer dieses Zahlungs­
mittels weitergegeben werden können. Die Nutzung 
von Bargeld würde durch andere Erlöse der Banken 
quersubventioniert, womit sich die Preise anderer 
Bankdienstleistungen erhöhten. 
In der hier in der deutschen Fassung präsentierten 
Studie hat sich die ESTA mit den Argumenten der 
Banken kritisch auseinandergesetzt. Die ESTA ist 
– wie die BDGW – der Auffassung, dass das Thema 
Bargeld nicht nur aus Sicht der Banken, sondern aus 
einem breiteren und ganzheitlichen Blickwinkel be­
trachtet werden muss. Wir sind der Meinung, dass 
in dem EPC-Papier die Gesichtspunkte, die über die 
Effizienz aus Sicht der Kreditwirtschaft hinausgehen, 
nicht ausreichend beachtet wurden. Dazu gehören 
zum Beispiel die Sicherheit von Zahlungsmitteln, die 
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gesellschaftliche Bedeutung des Bargelds und das 
Effizienzpotenzial des Bargelds aus globaler Sicht. 
Für die Banken stehen die hohen Kosten des Bar­
gelds im Fokus der Betrachtung. Dabei verwei­
sen sie insbesondere auf die hohen „social costs“ 
des Bargelds, ohne diese näher zu betrachten. Die 
ESTA macht in ihrem Papier darauf aufmerksam, 
dass das Zahlungsinstrument Bargeld im Vergleich 
zu anderen Zahlungsinstrumenten die geringsten 
Stückkosten hat. Außerdem weist sie darauf hin, dass 
die Banken, wenn ihnen die Kosten für das Bargeld­
management zu hoch erscheinen, nicht verpflichtet 
sind, Bargelddienstleistungen anzubieten. Sie können 
diese Dienstleistungen anderen Marktteilnehmern, 
deren Kerngeschäft das Bargeldmanagement ist, 
übertragen – beispielsweise den Wertdienstleistern. 
Die Vorschläge der europäischen Kreditwirtschaft für 
eine weitere Effizienzsteigerung des Bargeldkreis­
laufes und zur Reduzierung der Kosten des Bargeld­
management, werden von der ESTA im Wesentlichen 
mitgetragen. Sie dürfen aber nicht darauf hinaus­
laufen, dass das Umlaufvolumen des Bargeldes ein­
seitig reduziert wird oder dass gar die Verfügbarkeit 
von Bargeld eingeschränkt wird. Auch eine Belegung 
der Bargeldnutzung mit weiteren Gebühren ist nach 
Ansicht der ESTA nicht der richtige Weg. Das Bar­
geld steht nämlich schon heute nicht, anders als 
vom EPC behauptet, dem Kunden „frei“ zur Verfü­
gung. Es ist der Verdienst der ESTA, mit ihrem Pa­
pier darauf hingewiesen zu haben, dass die Banken 
mit einer weiteren Reduzierung der Bargeldnutzung 
letztendlich ihre eigenen Produkte und Dienstleis­
tungen befördern, mit denen sie Erträge generieren. 
Wenn die Entscheidungsfreiheit des Verbrauchers bei 
der Auswahl des für ihn vorteilhaftesten Zahlungs­

instrumentes gerade von denen beeinflusst wird, die 
an den Alternativen zum Bargeld verdienen, dann ist 
dies kritisch zu hinterfragen.
Auch die ESTA ist der Ansicht, dass eine weitere 
Verschlankung des Bargeldkreislaufes sowie ein 
stärkeres Cash Recycling vor Ort zur Kostenreduzie­
rung beitragen. Für die ESTA liegt aber ein weiterer 
Schwerpunkt auf einer stärkeren Zusammenarbeit 
zwischen dem Bankensektor und der Cash Manage­
ment Industry. Die Wertdienstleistungsbranche ist 
bereit und entsprechend aufgestellt, weitere Auf­
gaben im Bargeldmanagement zu übernehmen, 
wenn die Banken bereit sind, sich von Teilen des 
Bargeldmanagements zu trennen. Stärker als die 
Banken erwartet die ESTA, dass Bargeld auch weiter­
hin eines von vielen Zahlungsverkehrsinstrumenten 
bleibt und in einem fairen Wettbewerb zu anderen 
elektronischen Zahlverfahren steht. Der Konsument 
muss auch weiterhin die Möglichkeit haben, über die 
Art und Weise, wie er Waren und Dienstleistungen 
bezahlt, frei zu entscheiden.
Wir halten den konstruktiven Dialog zwischen 
Kreditwirtschaft und Cash Management Industry 
auch in Zukunft für einen wesentlichen Beitrag zur 
kosteneffiziente Ausrichtung des Bargeldmange­
ments. Beide Papiere, das „Single Euro Cash Area 
Framework“ des EPC als auch die Antwort der ESTA, 
sind wesentliche Beiträge in diesem Zusammen­
hang. Daher haben uns entschlossen, das Positions­
papier der ESTA, zu übersetzen und Ihnen in einer 
deutschen Fassung zu Verfügung zu stellen
Darüber hinaus wollen wir mit diesem Papier einen 
eigenständigen Diskussionsbeitrag zur Zukunft des 
Zahlungsverkehrs leisten, in der das Bargeld eine 
bedeutsame Rolle spielen wird.

Wir wünschen Ihnen eine anregende Lektüre und freuen uns auf Kommentare. 

Michael Mewes	 Dr. Harald Olschok 
Vorstandsvorsitzender BDGW	 Hauptgeschäftsführer BDGW
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MANAGEMENT SUMMARY

Die ESTA räumt ein, dass im „SECA Framework“ des 
EPC, wie ausdrücklich dargelegt, überwiegend die 
Sicht der Banken berücksichtigt wird. Wir wollen das 
Thema Bargeld jedoch aus einem breiteren Blickwin­
kel betrachten. 
Unser Papier ist so aufgebaut, dass zunächst das 
Thema der gesellschaftlichen Kosten des Bargelds 
beleuchtet wird. Anschließend wollen wir ein paar Be­
hauptungen zum Bargeld wieder richtigstellen und mit 
einigen Falschaussagen aufräumen, wie beispielswei­
se mit der Behauptung, dass das Bargeld den Nut­
zern frei zur Verfügung stünde. Abschließend werden 
wir die vom EPC vorgeschlagenen Empfehlungen zur 
Effizienzsteigerung der Bargeldverarbeitung und zur 
Kostenreduzierung prüfen: Viele davon werden von der 
ESTA mitgetragen, obwohl wir über die zugrunde lie­
gende Analyse anderer Meinung sind.
Unter Betrachtung unterschiedlicher Quellen für die 
Bewertung der sozialen Kosten des Bargelds, weist die 
ESTA darauf hin, dass Bargeld die niedrigsten sozialen 
Stückkosten aller Zahlungsmittel hat. Wir verstehen 
die Bedenken des Bankensektors, der die Hälfte der 
sozialen Kosten aller Zahlungsmittel trägt (nicht nur 
die des Bargelds), sind jedoch der Ansicht, dass dies 
für einen Zahlungsdienstleister kaum überraschend 
ist. Die ESTA weist darauf hin, dass in der aktuellen 
Bewertung der bargeldlosen Zahlungsmittel wichtige 
soziale Kosten wie etwa die im Nachgang der Finanz­
marktkrise vom Steuerzahler zu tragenden Kosten zur 
finanziellen Stabilisierung sowie die durch Zahlungs­

mittelbetrug entstehenden Kosten nicht berücksich­
tigt werden. Im Gegensatz zu diesen die bargeldlosen 
Zahlungsmittel verteuernden Bestandteilen verringern 
sich die tatsächlichen sozialen Kosten des Bargelds 
durch die Münzerlöse, die sogenannte „Seigniorage“.
Bargeld ist ein „öffentliches Gut“, das im Wettbe­
werb zu den unterschiedlichsten Formen „privaten 
Geldes“ der unbaren Zahlungsverfahren steht. Wie 
in vielen anderen Bereichen, ist auch für Zahlungs­
mittel ein funktionierender Wettbewerb unerlässlich: 
In unserem Papier wird darauf hingewiesen, dass 
Kartenzahlungsmittel Gegenstand von umfangreichen 
Wettbewerbsuntersuchungen gewesen sind. Von ent­
scheidender Bedeutung ist, dass die Verbraucher zwi­
schen den Zahlungsmitteln frei wählen können und die 
Auswahl nur von ihnen getroffen und ihnen nicht von 
den Anbietern bargeldloser Zahlungsdienstleistun­
gen aufgedrängt wird. Die Tatsache jedoch, dass das 
Bargeld den Verbrauchern überwiegend von Anbietern 
alternativer unbarer Zahlungsmittel zur Verfügung ge­
stellt wird – mit anderen Worten: von Wettbewerbern 
– ist bedenklich.
Anders als häufig behauptet, steht Bargeld den Ver­
brauchern nicht kostenlos zur Verfügung: Das Abheben 
von Bargeld vom eigenen Bankkonto ist laut EU-Recht 
eine „grundlegende“, d. h. eine „Basis“-Dienstleistung, 
die sich aus der Kontoeröffnung ergibt und die somit 
bereits einer Reihe von Gebühren unterliegt. Die 
unterschiedlichen Entgelte, die von den Banken im 
Zusammenhang mit der Basisdienstleistung Konto­
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eröffnung erhoben werden, umfassen laut EU-Recht 
auch Bargelddienstleistungen. Dies begründet die 
Ansicht der ESTA, dass die Forderung der Banken nach 
der Möglichkeit, zusätzliche Gebühren für Bargeld­
dienstleistungen erheben zu können, de facto auf eine 
Quersubventionierung anderer Bankdienstleistungen 
hinauslaufen würde, insbesondere in Zeiten sinkender 
Rentabilität.
Es muss aber auch grundsätzlich darauf hingewiesen 
werden, dass keine Bank verpflichtet ist, ihren Kunden 
Bargelddienstleistungen anzubieten. Wenn den Banken 
die Kosten der Bargeldversorgung zu hoch sind, dann 
haben sie die Möglichkeit, diese Dienstleistungen 
anderen Akteuren zu überlassen. Nicht akzeptabel für 
die ESTA ist es jedoch, wenn die Verfügbarkeit von Bar­
geld verringert wird, damit die alternativen Zahlungs­
mittel, die die Banken zu erheblichen Gebühren an­
bieten, gefördert werden: Daher haben einige Länder 
bereits legislative Maßnahmen in Betracht gezogen, 
durch die die Banken verpflichtet werden sollen, ein 
Mindestmaß an Bargelddienstleistungen anzubieten. 
Norwegen hat solch ein Gesetz schon verabschiedet.
Bezüglich der vom EPC vorgeschlagenen Empfehlun­
gen, stimmt die ESTA zu, dass die Kosten des Bargelds 
verringert werden können und sollten. Dennoch: Der 
Vorschlag des EPC, dass dies durch eine „Reduzierung 
beim Bargeldhandling“ erfolgen sollte, wäre keine 
Lösung, wenn dies auf eine Reduzierung der im Umlauf 
befindlichen Bargeldmenge hinauslaufen würde. 
Bei der generellen Betrachtung des Themas Bargeld­
handling sollte man unterscheiden zwischen den Pro­
zessen des Bargeldrückflusses, bei denen noch viel zu 

tun bleibt, und denen der Bargeldausgabe, die bereits 
hocheffizient sind.
Veränderungen beim Bargeldkreislauf, die insgesamt 
zu einer Verkürzung der Prozesskette im Rahmen 
des Bargeldkreislaufes führen, z. B. der Ausbau der 
dezentralen Bargeldbearbeitung sowie eine stärkere 
Zusammenarbeit zwischen den Akteuren der Wert­
dienstleistungsbranche und dem Bankensektor bei der 
Bargeldbearbeitung, bieten ein erhebliches Potenzial 
für die Kostenreduzierung im Bargeldmanagement. 
Wie im „SECA Framework“ vorgeschlagen, beinhaltet 
dies auch eine deutliche Positionierung der National­
banken zu den strategischen Fragen, welche Bedeu­
tung das Zahlungsmittel Bargeld für sie zukünftig ha­
ben wird und welche Rolle die Nationalbanken selbst 
zukünftig im Bargeldkreislauf spielen wollen.
Die ESTA stimmt zu, dass Standardisierung ein effek­
tiver Weg zur Kostenreduzierung ist. Sie unterstützt 
daher die Empfehlung nach einem höheren Grad an 
Standardisierung im Bargeldhandling. Die ESTA ist 
jedoch der Ansicht, dass das größte Potenzial zur Stan­
dardisierung in den Händen des Bankensektors selbst 
liegt. Standardisierung würde Investitionen erfordern 
und es stellt sich die Frage, ob die Banken bereit sind, 
diese zu tätigen, um den Umgang mit Bargeld zukünf­
tig noch effizienter zu gestalten.
Demgegenüber bietet der Ausbau grenzüberschrei­
tender Bargeldtransporte wenig Potenzial für eine 
Kostenreduzierung. Transportdienstleistungen spielen 
eine immer kleinere Rolle im Bargeldmanagement-
Geschäft. Darüber hinaus liegt das Verbesserungs­
potenzial weniger im Transport, sondern zunehmend 
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Im „SECA Framework“ wird behauptet, dass Bargeld 
das „teuerste Zahlungsmittel ist, wie die damit ver­
bundenen gesellschaftlichen Kosten zeigen“, ohne 
anzugeben, was unter den „gesellschaftlichen Kosten“ 
eigentlich zu verstehen ist.
Das Hauptproblem in dieser Diskussion besteht dar­
in, dass es keine umfassenden, belastbaren und vor 
allem neutralen Studien zu den Kosten des Bargelds 
gibt, auf deren Basis eine solide Analyse möglich 
wäre. Die vorhandenen Forschungsarbeiten wurden 
häufig von Akteuren gefördert, die ein vorbelastetes/
parteiisches Interesse an diesem Thema haben. Die 
einzige umfangreiche und aktuelle Arbeit, die der 
ESTA bekannt ist, ist eine von der EZB im Jahr 2012 
durchgeführte Studie.1

Die relative Reduzierung der Anzahl an Barzahlungen 

in einem Umfeld, in dem die im Umlauf befindliche 
Bargeldmenge weiter ansteigt, erklärt wahrschein­
lich, warum die sozialen Kosten des Bargelds steigen. 
Wie weiter unten beschrieben, haben Banken einen 
direkten Einfluss auf die Verteilung von Bargeld an 
die Verbraucher, und die Widerstände, die es in der 
Kreditwirtschaft gibt, den Verbrauchern Bargeld 
im gewünschten Umfang zur Verfügung zu stellen, 
tragen zum Anstieg der sozialen Kosten des Bargelds 
bei. Die ESTA ist daher der Ansicht, dass die sozialen 
Stückkosten eine bessere Messgröße zur Kosten­
ermittlung sind.
Das Papier der EZB kommt deshalb zu der Schluss­
folgerung, dass „die Ergebnisse im Durchschnitt 
zeigen, dass Bargeld die niedrigsten sozialen Stück­
kosten“ aller Zahlungsmittel hat.2 

1 	 „The Social and Private Cost of Retail Payment Instruments: A European Perspective“, EZB Occasional paper 137, September 2012.  
Das Papier wurde vom EPC nicht zitiert.

2 	 0,42 Euro, d. h. weniger als die Hälfte der sozialen Stückkosten bei Bankkarten (0,99 Euro, dabei sind EC-Karten viel günstiger als  
Kreditkarten)

im flexibleren Bargeldhandling durch die Unternehmen 
der Wertelogistikbranche, das zu einer stetigen Redu­
zierung der erforderlichen Transporte führt. Drittens ist 
schon heute die Nachfrage nach grenzüberschreiten­
den Geldtransportleistungen sehr gering, so dass das 
Potenzial für Skaleneffekte aus dem grenzüberschrei­
tenden Geschäft eigentlich sehr begrenzt ist. 

Unter der Voraussetzung gleicher Wettbewerbs­
bedingungen und dem Erhalt eines Level Playing Field, 
würde die ESTA dennoch einer partiellen Harmonisie­
rung von Lizenzen für den Geldtransport zustimmen, 
um zum Beispiel zu ermöglichen, dass nationale und 
grenzüberschreitende Geldtransportleistungen mit ein 
und derselben Lizenz durchgeführt werden können.
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Die Arbeit der EZB zeigt außerdem, dass die gesell­
schaftlichen Kosten der Zahlungen im Einzelhandel 
– nicht nur der Barzahlungen – 0,96 % des BIP be­
tragen. Höchstwahrscheinlich liegt das Problem 
darin, dass Banken, wie von der EZB bestätigt, 51 % 
der sozialen Kosten aller Zahlungen im Einzelhandel 
tragen (wiederum nicht nur der Barzahlungen). Dies 
überrascht kaum, wenn man bedenkt, dass ein Bank­
konto für die meisten Bankkunden hauptsächlich da 
ist, um Zahlungen zu erhalten und zu leisten.
Während der EPC behauptet, dass die gesellschaft­
lichen Kosten des Bargelds die vergleichsweise 
höchsten sind (was laut EZB nicht korrekt ist), verliert 
er kein Wort über die gesellschaftlichen Kosten an­
derer Zahlungsmittel. Die ESTA ist der Ansicht, dass 
die Höhe der gesellschaftlichen Kosten alternativer 
– elektronischer – Zahlungsmittel zwei Hauptkosten­
arten mit berücksichtigen sollte:

Kosten des Kartenbetrugs 
Die gesellschaftlichen Kosten des Kartenbetrugs – 
unter Einbeziehung von Kartenanbietern, Händlern 
und Karteninhabern – müssen in der Gleichung mit 
berücksichtigt werden, da die Beträge erheblich 
sind und das Risiko vielschichtig ist (Kartenbetrug, 
Piraterie, Hacken, Identitätsdiebstahl usw.). Die EZB 
erstellt regelmäßig Berichte über Kartenbetrug, in 
denen Informationen zu 23 Kartenzahlungssystemen 

zur Verfügung gestellt werden. Hauptproblem ist 
weniger die Summe der Kartenbetrugsdelikte im 
vierten Bericht der EZB (2013: 1,44 Mrd. Euro im 
Einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraum, das be­
deutet im Vergleich zu 2012 einen Anstieg von 8 %)3, 
sondern eher die direkte Auswirkung eines Betrugs 
auf jeden einzelnen Karteninhaber und das Erkennen 
des Risikos, einem Betrug ausgesetzt zu werden. Ein 
solches Risiko wirkt sich nicht nur auf die Kosten 
aus, sondern insbesondere auf das Vertrauen in den 
Zahlungsverkehr, das ein Kernbestandteil jeder wirt­
schaftlichen Aktivität ist.

Gesellschaftliche Kosten der finanziellen Stabilität
Nach der Finanzmarktkrise im Oktober 2008 wurden 
die gesellschaftlichen Kosten für die Rettung des 
Finanzsektors vom IMF auf weltweit mindestens  
10 Billionen Dollar geschätzt.4a Allein in Groß- 
britannien betrugen die geschätzten Kosten für den 
Kauf von Beteiligungen durch die britische Regierung 
auf dem Höhepunkt der Finanzkrise 65,8 Mrd. Pfund. 
Der zu jener Zeit stellvertretende Premierminister 
Großbritanniens, Nick Clegg, schlug daher vor, dass 
„jeder Erwachsene in Großbritannien kostenlos Betei­
ligungen an den Staatsbanken erhält und die Bevöl­
kerung so für ihre Hilfe bei der Rettung des Londoner 
Banken- und Börsenviertels während der Finanzkrise 
belohnt wird“.4b Da viele Finanzinstitute „zu groß für 

3	 https://www.ecb.europa.eu/pub/pdf/other/4th_card_fraud_report.en.pdf
4a/b	The Telegraph, 23. Juni 2011
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einen Bankrott“ waren, erforderte die Stabilisierung 
des Finanzsystems die Übertragung ihrer faulen An­
lagen in ihren Bilanzen auf den Staat, und dies führte 
zu erheblichen Auswirkungen auf das Staatsdefizit, 
das letztendlich vom Steuerzahler getragen wird. 
Wie die Unternehmensberatung Retail Banking 
Research (RBR) in ihren Präsentationen unter­
streicht, ist die Steigerungsrate beim Kartenbetrug 
größer als die des Wachstums an Kartenzahlungen. 
Während Kartenzahlungen 2015 um 15 % stiegen, 
vermehrten sich Kartenbetrugsdelikte um 19 %.5

Würden diese beiden Bestandteile (Kartenbetrug und 
gesellschaftliche Kosten der Finanzmarktstabilität) 
berücksichtigt werden, wären die gesellschaftlichen 
Kosten der bargeldlosen Zahlungsmittel höher. Sollte 
eine „vollständige Auslagerung der Kosten des Bar­
gelds“ vorgeschlagen werden, dann sollten bei bar­
geldlosen Zahlungsmitteln ehrlicherweise auch die 
Kosten in Betracht gezogen werden, die mit diesen 
zwei Bestandteilen verbunden sind. Eine „Erziehung 
der Verbraucher“, wie sie der EPC vorschlägt,6 sollte 
dann auf diese Aspekte erweitert werden, die für sie 
direkt von Bedeutung sind.
Außerdem sollten bei den gesellschaftlichen Kosten 
des Bargelds auch die Beträge berücksichtigt 
werden, die mit den „Münzerlösen“, der Seigniorage, 
verbunden sind, da diese im Rahmen der Betrach­
tung der gesellschaftlichen Kosten des Bargelds eine 

nicht unerhebliche Rolle spielen. Eigentlich sind die 
gesellschaftlichen Kosten des Bargelds geringer als 
die vom EPC genannten Kosten des Bargelds, denn 
Bargeld generiert Staatseinnahmen, die ansonsten 
von Verbrauchern/Bürgern in Form von Steuern 
erhoben würden. Der EPC weist sogar darauf hin, 
dass sie auf „erhebliche Einnahmen“7a hinauslaufen.
Die Banken profitieren jedoch nicht von den Münz­
erlösen. Im Papier des EPC wird daher konsequenter­
weise auch vorgeschlagen, dass die „Münzerlöse 
verwendet werden könnten, um einen Teil der Kosten 
des Bankensektors abzudecken, damit die Banken 
ihren Kunden Bargelddienstleistungen auch weiter­
hin kostenlos zur Verfügung stellen“.7b Die ESTA 
unterstützt den EPC in seiner Forderung nach einer 
Beteiligung an den Münzerlösen.
Jede Aussage über die hohen sozialen Kosten des 
Bargelds muss daher relativiert und anders formu­
liert werden. Der EPC befasst sich in seinem Papier 
hauptsächlich mit den direkten Kosten für seine Mit­
glieder, den Banken, d. h. mit den „privaten“, nicht 
mit den „gesellschaftlichen“ Kosten des Bargelds.
Daher könnten die Empfehlungen des EPC, dass „das 
Bargeldhandling reduziert werden muss“, zwar dem 
Bankensektor helfen. Es würde aber nicht zwangs­
läufig, wie in seinen Empfehlungen abgeleitet wird, 
der Wirtschaft und der Gesellschaft insgesamt 
nutzen.

5	 „A research-based view on physical and logical ATM threats“; Präsentation von RBR auf der ATM Security Conference 2016,  
12. Oktober 2016, von Alan Burt 

6 	 Vgl. Abschnitt 4.7, Seite 27 des EPC-Papiers
7a/b 	Vgl. Seite 21 des EPC-Papiers
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II	 EINIGE FAKTEN ÜBER DAS BARGELD

1. Der Wettbewerb zwischen den Zahlungsmitteln  
ist notwendig
Die ESTA ist der Ansicht, dass der Wettbewerb zwi­
schen Zahlungsmitteln genauso wie in den meisten 
anderen Bereichen der Wirtschaft unabdingbar ist, 
um eine Vielfalt und Auswahl, Verfügbarkeit und Er­
schwinglichkeit der Zahlungsmittel sicherzustellen.
Bargeld ist im Wesentlichen öffentliches Geld, das 
Staatseinnahmen (Münzerlöse) generiert. Es ist ein 
öffentliches Zahlungsmittel, das mit anderen privaten 
Zahlungsmitteln (elektronische Zahlungsmittel) im 
Wettbewerb steht, die Einnahmen für die Banken, 
Kartenanbieter oder andere Unternehmen (z. B.  
Mobilfunkunternehmen) generieren. Das System 
des elektronischen Geldes entwickelt sich schnell: 
Einige elektronische Zahlungsmittel, die bereits vor 
zehn Jahren entwickelt wurden, um das Bargeld zu 
ersetzen, gibt es nicht mehr und neue Geräte, die 
ohne Karte auskommen, wie etwa beim mobilen 
Zahlen, erfahren eine rasante Entwicklung.
Elektronisches Geld ist, wie gesagt, privates Geld, das 
für seine Anbieter private Einnahmen generiert. In 
jüngster Vergangenheit wurden gegen Kartenanbieter 
eine Reihe von größeren Wettbewerbsprozessen 
geführt, sowohl auf EU- als auch auf nationaler 
Ebene. Dabei ging es um die Frage, ob das System 
der multilateralen Interbankenentgelte (Multilateral 
Interchange Fee, MIF) mit der Wettbewerbspolitik der 
EU vereinbar war. Die Europäische Kommission war 

der Ansicht, dass die MIF eine Unternehmensvereini­
gung mit dem Ziel und dem Ergebnis sei, den Wett­
bewerb zwischen Acquirer-Banken zu reduzieren 
und so den Preis für Waren und Dienstleistungen für 
die Verbraucher zu beeinflussen. In den Prozessen 
wurde daher gegen diese Gebühr entschieden und, 
um zukünftige Risiken zu verhindern, auch eine EU-
Verordnung zu Interbankenentgelten verabschiedet, 
in der Höchstsätze für die Benutzung dieser Karten 
festgelegt wurden. 
Beim Bargeld gibt es kein solches Risiko der  
Wettbewerbsabsprachen zwischen Wirtschaftsteil­
nehmern. Die ESTA ist der Ansicht, dass Bargeld 
als einziges alternatives Zahlungsmittel, das keine 
Infrastruktur benötigt und mit den elektronischen 
Zahlungen im Wettbewerb steht, ein allgemeines 
öffentliches Interesse für Verbraucher und Bürger 
erfüllt, denen es weiterhin möglich sein sollte, das 
Zahlungsmittel zu wählen, das am besten zu ihren 
Zahlungspräferenzen und den Umständen passt, 
unter denen sie Zahlungen vornehmen möchten. 
Die ESTA stimmt dem EPC vollkommen zu, wenn 
er schreibt, dass „höchste Effizienz in Gesellschaft 
und Wirtschaft nur erreicht werden kann, wenn 
Zahlungsmittel auf der Grundlage ihrer eigenen 
Leistungen einen Wettbewerb um Kundenakzeptanz 
führen“. Laut dem bisher Gesagten hat jedoch Bar­
geld anscheinend nie Probleme in Bezug auf den 
fairen Wettbewerb bei Zahlungsmitteln hervor­
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gerufen. Dass Bargeld der Öffentlichkeit jedoch 
hauptsächlich von Wettbewerbern, die alternative 
Zahlungsmittel im Angebot haben, zur Verfügung 
gestellt wird, ist ein Umstand, der Wachsamkeit 
erfordert. Dies wird weiter unten erörtert. 

2. Bargeld steht den Verbrauchern nicht kostenfrei 
zur Verfügung, und die Weitergabe der Kosten für 
die Bereitstellung des Bargeldes an die Kunden 
wird durch die bestehende EU-Gesetzgebung 
begrenzt
Das „SECA Framework“ verlangt von den Bargeld­
nutzern, für ihre persönliche Nutzung des Bargelds 
zu zahlen. Die Begründung dafür ist einfach formu­
liert: „Im Bargeldkreislauf genutzte Ressourcen sind 
gleichbedeutend mit Kosten für die Banken, da es 
häufig keine direkten Einnahmen aus der Bereitstel­
lung von Bargelddienstleistungen gibt“.8

a) EU-Verordnung zu Bankgebühren für Kunden
Die Gebühren, die Banken ihren Kunden berechnen 
können, waren Gegenstand einer EU-Richtlinie zu 
Zahlungskontoentgelten (Richtlinie 2014/92 vom  
23. Juli 2014), die zum Zweck hatte, die Transparenz 
und Vergleichbarkeit von Bankgebühren für Kunden 
zu verbessern. Die Kommission wollte mit der Ein­
führung dieser Richtlinie und nach dem Scheitern 
eines auf Selbstregulierung bauenden Ansatzes 
folgenden Aspekt ansprechen:

„Der von Kontoanbietern verwendete Wortlaut in den 
Gebührenbeschreibungen war komplex und variierte 
stark zwischen den unterschiedlichen Instituten. Die 
Informationen waren schwer lesbar oder zweideutig. 
Hinzu kamen ungenaue Informationen – einschließ­
lich der Nichterwähnung kostenloser Dienstleis­
tungen, unvollständiger Gebühreninformationen, 
nicht ausführlich beschriebener Informationen 
und sogar der Angabe unterschiedlicher Tarife für 
dieselbe Dienstleistung.“9 
In Bezug auf mögliche Gebühren für Bargeld sieht die 
EU-Richtlinie vor, dass das Abheben von Bargeld vom 
eigenen Zahlungskonto eine grundlegende Dienstleis­
tung ist, die Banken ihren Kunden ohne Begrenzung 
der Anzahl der Vorgänge anbieten müssen.11 Außer im 
Falle von Zahlungstransaktionen über eine Kreditkarte, 
können Kreditinstitute „keine Gebühren berechnen, die 
über die begründeten Gebühren hinausgehen, sofern 
vorhanden, unabhängig von der auf dem Zahlungs­
konto ausgeführten Anzahl der Vorgänge“. 

b) EU-Verbraucher zahlen bereits für  
erhaltene Bargelddienstleistungen
Die Forderung in Abschnitt 1.3.2.3 des „SECA Frame­
work“, dass „Verbraucher und ihre Vertreter (z. B.  
Verbraucherorganisationen) eine faire Beteiligung 
an den Kosten des Bargelds akzeptieren sollten, die 
mit der persönlichen Nutzung dieses Gutes verbun­
den sind“,10 ist daher bereits heute Realität. 

8 	 http://ec.europa.eu/finance/finservices-retail/docs/inclusion/20130506-factsheet-1_en.pdf
9 	 Vgl. Artikel 17.1 (c): Dienstleistungen, mit denen Bargeldabhebungen innerhalb der Union von einem Zahlungskonto am Schalter oder 

am Geldautomaten während oder außerhalb der Öffnungszeiten eines Kreditinstituts möglich sind.
10	 Vgl. Abschnitt 1.3.2, Seite 12 des EPC-Papiers
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Laut Formulierung des EPC gehen Banken zudem 
„von Transaktionen am Schalter zu Selbstbedienungs­
transaktionen am Geldautomaten über“, so dass der 
einzige Weg, Bargeld zu beziehen, zunehmend über 
einen Geldautomaten führt. 
Um aber Bargeld vom Geldautomaten abheben zu 
können, müssen mindestens zwei Bedingungen er­
füllt sein:
»» Der Kunde muss über ein Bankkonto verfügen, für 
welches die Banken eine allgemeine Gebühr sowie 
bestimmte Bearbeitungsgebühren erheben;

»» Der Kunde muss über eine Karte für die Benut­
zung des Geldautomaten verfügen (Banken be­
rechnen für Karten zusätzliche Gebühren: eine 
Jahresgebühr für den Inhaber, unabhängig von 
bestimmten Gebühren, die für die Benutzung der 
Karte erhoben werden können). In einigen Fällen 
können auch für das Abheben am Geldautomaten 
Gebühren erhoben werden. 

Daher ist Bargeld vom eigenen Konto alles andere 
als frei zugänglich, und Banken berechnen ihren 
Kunden, wenn auch indirekt, bereits Gebühren für die 
angebotene Dienstleistung. Mit anderen Worten: Der 
Bezug von Bargeld, wenn dieser auf das Abheben von 
Bargeld am Geldautomaten begrenzt ist, könnte sehr 
wohl eine Dienstleistung der Bank an ihre Kunden 
sein, die im Zusammenhang mit dem Verkauf der 
Kartendienstleistung zu sehen ist. Das Erheben von 
zusätzlichen Gebühren für Bargeld, das Teil einer 

bereits verkauften Leistung ist, verstößt dann mögli­
cherweise gegen bestehende EU-Gesetze.

3. Banken haben andere Angebote,  
um das Bargeld zu ersetzen
Im Grunde mögen die Banken das Bargeld nicht, da 
sie ihre eigenen alternativen Zahlungsmittel anbie­
ten, für die sie Erträge erhalten. Mit ihrer abweisen­
den Haltung gegenüber dem Bargeld und ihrem 
sukzessiven Rückzug aus dem Bargeldkreislauf 
wollen sie ihre Ertragssituation verbessern – nicht 
nur durch Reduzierung von „Kosten“, sondern durch 
zusätzliche Gebühren für ihre Kunden. 
Wenn behauptet wird, dass „die Verwendung von 
Bargeld so mit anderen Bankerlösen quersubventio­
niert wird und dies zur Belastung der Preisgestal­
tung sonstiger Bankdienstleistungen beiträgt“11, so 
sieht die Realität möglicherweise anders aus. Die 
Weltwirtschaft durchlebt gerade dauerhaft sehr 
niedrige/negative Zinsen. Das wirkt sich direkt auf 
die Erträge der Banken aus. Die Erhebung zusätz­
licher und direkter Gebühren für Bargeld wäre für 
Banken eine Möglichkeit, die wegen der niedrigen 
Zinssätze fehlenden Gewinne auszugleichen. Mit an­
deren Worten: Es könnte sich die Frage stellen, ob 
die Forderung nach zusätzlichen Gebühren für Bar­
geld einer Quersubventionierung anderer ertrags­
schwacher Bankaktivitäten gleichkommt, und das 
über zwei Hauptwege: höhere Gebühren für Bar­

11	   Vgl. Seite 7 des EPC-Papiers
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geld und ein Anreiz für Bankkunden, andere, elek­
tronische Zahlungsmittel zu nutzen, auf die Banken 
direkte Gebühren erheben können.
Es ist nichts dagegen einzuwenden, wenn Banken 
ihren Kunden anstelle von Bargeld ein anderes 
wettbewerbsfähiges Produkt anbieten. Es scheint 
jedoch, dass die Argumente im „SECA Framework“, 
die sich auf die „gesellschaftlichen Kosten“ bezie­
hen, eigentlich nur auf einen Hauptgedanken aus­
gerichtet sein können: die eigenen (privaten) Kosten 
für Bargeld. 

4. Banken haben sich schon zu sehr  
vom Bargeldgeschäft zurückgezogen
Der Grund für den relativen Rückgang an Barzah­
lungen sollte genauer analysiert werden. Die Verbrau­
cher mögen die Barzahlungen. In vielen Ländern ist 
der Rückgang an Barzahlungen zum Teil das Ergebnis 
der vom Bankensektor eingeführten begrenzten 
Verfügbarkeit von Bargeld (Reduzierung der Geld­
automaten, Reduzierung der Filialen, kein Bargeld am 
Schalter usw.). Wenn Bargeld verfügbar und zugäng­
lich ist, dann benutzen die Verbraucher es auch.
Viele Nationale Zentralbanken (NZBen) in den nord­
europäischen Ländern haben große Bedenken 
gegenüber dem Rückzug der Banken aus dem Bar­
geldgeschäft geäußert und in einigen Fällen sogar 
mit gesetzlichen Maßnahmen gedroht. Norwegen 

hat kürzlich ein Gesetz verabschiedet, das die 
Banken zu einem Mindestmaß an Bargelddienst­
leistungen verpflichtet.
Der große Widerspruch beim Bargeld liegt darin, 
dass es den Verbrauchern hauptsächlich durch die 
Banken zur Verfügung gestellt wird, die im Grund­
satz kein Interesse an Bargeld haben. Mehr noch: 
Sie haben ein wirtschaftliches Interesse an der 
grundsätzlichen Reduzierung von Barzahlungen. 
Bargeld mag für die Banken Kosten bedeuten und es 
erzielt häufig keine „direkten“ Einnahmen (es bringt 
jedoch, wie oben erläutert, indirekte Einnahmen ein). 
Dem gegenüber generieren andere Zahlungsmittel, 
wie die Karte oder die Banküberweisung, Erlöse für 
die Banken.12 Die Motivation der Banken, die Verfüg­
barkeit von Bargeld zu reduzieren und ihre Kunden 
zu alternativen Zahlungsmitteln zu drängen, ist da­
her offensichtlich. Das ist völlig legitim, aber keines­
wegs im „öffentlichen“ Interesse.13 
Dabei steigern die Banken nicht nur ihre Einnahmen, 
sondern reduzieren auch den Wettbewerb zwischen 
den Zahlungsmitteln bis zu einem Grad, der bei eini­
gen Nationalen Zentralbanken Bedenken ausgelöst 
hat, worauf die Frage gestellt wurde, ob die Verbrau­
cher überhaupt noch in der Lage sind, das erforder­
liche Bargeld zu erhalten. 
Die ESTA ist der Ansicht, dass die Banken sich 
durchaus aus dem Bargeldgeschäft zurückziehen 

12 	Die Gebühren, die für solche Zahlungen erhoben werden können, sind bereits Gegenstand der EU-Gesetzgebung gewesen, etwa bei 
der MIF-Verordnung für Karten oder der SEPA-Verordnung 2012 für Überweisungen und Lastschriftverfahren in Euro.

13 	Vgl. Äußerungen des EPC, dass die Bankeninfrastruktur „entsprechend dem Gemeinbedarf rationalisiert werden sollte (Zugänglich­
keit im Sinne von Bargeld weniger nutzen… )“ (Unterstreichungen der ESTA)
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dürfen, sie sollten dies aber strukturiert und mit 
anderen Akteuren abgestimmt tun, damit sicher­
gestellt wird, dass Bargeld den Verbrauchern auch 
weiter zugänglich bleibt. Nach Meinung der ESTA ist 
es nicht akzeptabel, dass die Banken den Verbrau­
chern möglicherweise keine Wahl mehr lassen: Das 
Bargeldangebot wird einseitig reduziert zugunsten 

der alternativen, von den Banken herausgegebenen 
Zahlungsmittel. Dies ist, wie von einigen Nationalen 
Zentralbanken festgestellt, bereits heute vereinzelt 
der Fall.
Bargeld muss für Verbraucher verfügbar bleiben. 
Die Bargeldausgabe muss jedoch nicht ausschließ­
lich über die Banken erfolgen.

Im Abschnitt über den Zweck des „SECA Frame­
work“ schlägt der EPC vor, „den Weg zur Effizienz­
steigerung in der Bargeldinfrastruktur und -logistik 
über die Umsetzung von Skaleneffekten für die 
Branche (grenzüberschreitende Dienstleistungen, 
NZB-Vorschriften und Standardisierung)“ zu defi­
nieren. Ebenso fordert er Effizienzsteigerungen im 
gesamten Bargeldkreislauf.
Grundsätzlich unterstützt die ESTA diese Ziele, ob­
wohl wir sie vielleicht auf eine andere, wenn nicht 
sogar entgegengesetzte Weise erreichen möchten. 
Die ESTA stimmt nicht überein mit der vom EPC vor­
geschlagenen Hintergrundanalyse des Bargelds und 
ist noch grundlegender der Ansicht, dass die Analyse 
fehlerhaft ist, da sich der EPC in einem Interessen­
konflikt befindet, wenn er sich einerseits für die 

Reduzierung von Bargeld ausspricht, andererseits 
aber auch im Interesse der Kunden am Bargeld­
geschäft weiterhin festhalten möchte.

1. Banken sind nicht verpflichtet, Bargelddienst
leistungen anzubieten, die von anderen Markt
akteuren effizienter angeboten werden können
Wie bereits oben erwähnt, ist Bargeld für Verbraucher 
attraktiv und eine grundlegende Dienstleistung, die sie 
bei der Eröffnung eines Kontos von ihrer Bank erwar­
ten. Sobald ein Verbraucher bei einer Bank ein Konto 
eröffnet hat, bündelt er seine Bankgeschäfte in der 
Regel bei dieser Bank.14 Wenn die Banken trotz ver­
meintlicher Kosten weiterhin Bargelddienstleistungen 
anbieten, so tun sie dies, weil sie wahrscheinlich 
anderenfalls eine Menge Kunden verlieren würden.

14 	Daher der Fokus der Europäischen Kommission auf die Möglichkeit für die Verbraucher, das Bankkonto einfach wechseln zu können.

III	 STELLUNGNAHME DER ESTA ZU DEN EMPFEHLUNGEN 
	 DES EPC IM „SECA FRAMEWORK“
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Daher liegt es im vollen Ermessen der Banken, Bar­
gelddienstleistungen anzubieten oder nicht. Tun sie 
dies nicht, ist es jedoch wichtig, dass ihre Kunden 
weiterhin Zugang zu Bargeld haben und von ihrem 
Konto Bargeld abheben können. Bieten Banken 
weiterhin Bargelddienstleistungen an, ist es ihre 
eigene unternehmerische Entscheidung.
Die ESTA könnte sich vorstellen, dass die Banken 
die Kosten ihrer Bargelddienstleistungen redu­
zieren könnten, indem sie diese Dienstleistungen 
auslagern, oder indem sie diese Leistungen in 
Zusammenarbeit mit anderen Akteuren der Bar­
geldbranche anbieten würden. Dadurch könnten 
Skaleneffekte vollständig ausgeschöpft werden, 
Banken könnten ihre Kosten in Verbindung mit Bar­
geld reduzieren und Verbraucher weiterhin Zugang 
zu Bargeld behalten. Diesbezügliche erfolgreiche 
Erfahrungen der Bargeldmanagement-Branche 
mit Multi-Bank-Filialen in abgelegenen Gebieten 
bestehen bereits (vorwiegend in Südamerika). Es 
gibt also effiziente Lösungen.

2. Das größte Potenzial für die Reduzierung  
der Kosten des Bargelds liegt in den Händen  
des Bankensektors
Bargeld bedeutet Kosten für die Banken, die keine 
direkten Gebühren für Bargelddienstleistungen er­
heben können. Daher haben die Banken in einigen 
Ländern relativ wenig in Bargeldtechnologien inves­
tiert und bisher nicht auf innovative Lösungen für den 
Umgang mit Bargeld gesetzt. Das erklärt die Kosten 

für das Bargeldmanagement, die durch innovative 
Lösungen erheblich reduziert werden könnten.
Maßgeblich dabei ist die nicht vorhandene Standar­
disierung bei der Bearbeitung des Bargelds. Ein 
typisches Beispiel ist das Problem der Geldautoma­
tenkassetten, auf das sich der EPC am Ende seines 
Papiers bezieht.15 Die Kassetten der Geldautomaten 
gehören häufig den Banken, und die Frage der Stan­
dardisierung ist seit einiger Zeit Gegenstand der 
Diskussion. Bis heute sind die Banken nicht in der 
Lage gewesen, sich auf einen einheitlichen Standard 
für Geldautomatenkassetten zu einigen, was in der 
Konsequenz bedeuten würde, dass einige Banken 
ihre Kassetten behalten und andere die Kassetten 
wechseln müssten.
So fällt es zum Beispiel auf, dass in den Ländern, 
in denen die Banken gemeinsame Bargelddienst­
leistungen eingerichtet haben (z. B. GSN in den 
Niederlanden), keine Standardisierung stattgefunden 
hat, obwohl ein einzelner Anbieter bei den großen 
Banken unter Vertrag steht.
Die ESTA empfiehlt dem EPC daher, sich intensiver 
mit dem Potenzial für Kostenreduzierungen zu be­
schäftigen, das durch eine verbesserte interne 
Standardisierung erreicht werden könnte, als vor­
zuschlagen, dass die Kosten (interner) Ineffizienz 
des Sektors auf die Verbraucher übertragen werden.

3. Bearbeitungseffizienz im Bargeldkreislauf
Es gibt hierbei zwei Aspekte, die nach Meinung 
der ESTA getrennt voneinander betrachtet werden 

15	 Vgl. Abschnitt 6.2.4, Seite 34 des EPC-Papiers
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sollten: den Bargeldabfluss (die Bargeldausgabe) 
und den Bargeldzufluss (die Bargeldrückführung). 
Der Bargeldabfluss ist im Allgemeinen hocheffizient; 
es können nur begrenzt Verbesserungen vorgenom­
men werden. Regionales Bargeldrecycling könnte 
hier noch ein Verbesserungskriterium sein – voraus­
gesetzt, alle Anforderungen der EZB-Entscheidung 
vom 16. September 2010 werden eingehalten: Hier 
stimmt die ESTA mit dem EPC überein, dass Bargeld­
abflüsse, ob über Geldautomaten oder andere Wege 
(z. B. das Cash-Back-Verfahren), ohne Kontrolle 
der Banknoten gemäß den Anforderungen der EZB-
Entscheidung nicht erlaubt sein sollten.
Bei den Bargeldzuflüssen mit häufigen Zähl- und 
Nachzählvorgängen sowie weiteren redundant aus­
geführten Aufgaben könnten jedoch durch eine 
Verkürzung des Bargeldkreislaufs Effizienzstei­
gerungen erzielt werden. Hier geht es vorwiegend 
um die Frage, welche Rolle die Nationalen Zentral­
banken bei der Rückführung des Bargelds zukünf­
tig spielen wollen. Das Thema wurde in einem ge­
meinsamen Papier des EPC und der ESTA über die 
unterschiedlichen Modelle der Delegierung/Über­
tragung von Verantwortlichkeiten von den National­
banken auf privatwirtschaftliche Akteure angespro­
chen. In diesem Papier wurde untersucht, welches 
Verbesserungspotenzial für die Effizienz des Bar­
geldkreislaufs in der Verlagerung von Aufgaben von 
den Nationalbanken zu den privatwirtschaftlichen 
Akteuren liegt, wobei das Verbesserungspotenzial 
für die Effizienz des Bargeldkreislaufs nicht nur in 
dieser Aufgabenverlagerung gesehen wird.

Laut Europäischer Zentralbank werden 60 % des im 
Umlauf befindlichen Bargelds in der Eurozone über 
das Eurosystem verarbeitet/recycelt und 40 % über 
kommerzielle Anbieter (vorwiegend Wertdienstleister 
und Banken). Die evolutionäre Entwicklung der 
Integration, d. h. der engeren Kooperation zwischen 
Nationalbanken und kommerziellen Akteuren (nicht 
nur Banken), sollte strukturierter geplant werden, 
insbesondere in den Ländern, in denen das NZB-
Filialnetzwerk erheblich reduziert wurde.
Bei der Umsetzung der Anforderung des EPC, dass 
„Münzen und Banknoten, die nicht an die Banken 
zurückgehen, eine Qualität beibehalten, bei der das 
Vertrauen der Öffentlichkeit nicht beeinträchtigt 
und das Ansehen der Banken und sonstiger Bar­
geldakteure bewahrt wird“ und die Geldautomaten 
weiterhin reibungslos arbeiten, sollten Wertdienst­
leistungsunternehmen eine entscheidende Rolle 
spielen. Generell könnte eine engere Zusammen­
arbeit zwischen Banken und der Wertdienstleis­
tungsbranche erheblich dazu beitragen, die Kosten 
des Bargelds zu reduzieren.
Letztendlich kann eine Verbesserung der Bearbei­
tungseffizienz auch durch eine reibungslosere 
Logistik im Zusammenhang mit den Bedingungen 
für Verpackung und Lieferung unbrauchbarer Bank­
noten an die Nationalen Zentralbanken erreicht 
werden: Die von den Nationalen Zentralbanken ein­
geführten Änderungen bei den Anforderungen an 
Verpackungen sowohl für Münzen als auch für Bank­
noten können Kosten und Ineffizienzen generieren, 
insbesondere wenn die Anforderungen an die Verpa­



17

ckung und Lieferung von der Praxis der Marktanbieter 
abweichen (und die Branche zu unterschiedlichen 
Verpackungsstandards gezwungen ist, je nachdem, 
ob Banknoten an die Nationalen Zentralbanken oder 
an kommerzielle Kunden geliefert werden). Häufige 
und tief greifende Änderungen der Anforderungen 
an die Münzverpackung sowie Beschränkungen für 
Lieferort und -zeit sind ebenfalls Themen, bei denen 
sichtbare Verbesserungen erreicht werden könnten.

4. Mit grenzüberschreitenden Dienstleistungen 
werden nur begrenzt Effizienzsteigerungen erreicht
Der EPC ist davon überzeugt, dass die Art und Weise, 
wie derzeit grenzüberschreitende Geldtransport­
dienstleistungen betrieben werden, verbesserungs­
bedürftig ist, und fordert umfangreiche Änderun­
gen der Verordnung (EU) Nr. 1214/2011 über den 
gewerbsmäßigen grenzüberschreitenden Straßen­
transport von Euro-Bargeld. Darüber hinaus wird 
im „SECA Framework“ die Ansicht vertreten, dass 
Skaleneffekte ein Weg sind, um die Effizienz zu ver­
bessern.
Wenn die Erzielung von Skaleneffekten tatsäch­
lich ein bewährter Weg zur Verbesserung der Effi­
zienz (nicht nur bei der Bargeldbearbeitung) ist, ist 
es nach Meinung der ESTA etwas widersprüchlich, 
wenn im „SECA Framework“ vorgeschlagen wird, 
dass sich diese Effekte grenzüberschreitend erzielen 
ließen. Für diesen Widerspruch gibt es unterschied­
liche Gründe:
»» In der Verordnung (EU) Nr. 1214/2011 zu grenz­
überschreitenden Bargeldtransporten wird nur 

der Transport des Bargelds betrachtet, relativ ge­
sehen also ein immer kleiner werdender Teil der 
Aktivitäten, während das Bargeldmanagement 
wächst. Wenn wir das EPC-Papier lesen, tendie­
ren wir dazu, zu behaupten, dass eher auf der Seite 
des Bargeldmanagements Effizienzsteigerungen 
erreicht werden können als beim Transport, der 
bereits heute wenig ergiebig ist und sehr niedrige 
Margen erzielt. Daher hat die Anregung zum Aus­
bau des grenzüberschreitenden Transports laut 
EU-Vorschriften keine große Bedeutung. 

»» Die Nachfrage nach grenzüberschreitenden Akti­
vitäten ist sehr gering, für Skaleneffekte gibt es 
daher nur einen begrenzten Spielraum. Die ESTA 
hat immer wieder betont, dass die geringe grenz­
überschreitende Aktivität (und folglich die geringe 
Anzahl der Lizenzen zum grenzüberschreitenden 
Bargeldtransport) die niedrige Nachfrage wider­
spiegelt und keine Folge fehlerhafter Vorschriften 
ist.

»» Das Hauptproblem beim grenzüberschreiten­
den Geldtransport liegt in der Umsetzung der 
EU-Richtlinie über die Entsendung von Arbeitneh­
mern (Richtlinie 96/71/EG über die Entsendung 
von Arbeitnehmern), da in den entsprechenden 
Mitgliedstaaten sehr unterschiedliche soziale Vor­
schriften gelten. Die EU betrachtet bei der Um­
setzung der geltenden Vorschriften politische und 
wirtschaftliche Gesichtspunkte – und das geht weit 
über den Rahmen der Zahlungsmittel oder des 
Geldtransports hinaus. Dies ist jedoch bei grenz­
überschreitenden Geldtransporten wie bei allen 



18

anderen beschäftigungsintensiven Aktivitäten ent­
scheidend, da das Umgehen sozialer Vorschriften 
großen Einfluss auf das Thema der gleichen Wett­
bewerbsvoraussetzungen hat.

»» Der rechtliche Rahmen und die Lizenzvergabe­
regelungen variieren (sofern vorhanden) auch er­
heblich zwischen den Ländern, es besteht im Falle 
des grenzüberschreitenden Geschäfts die Gefahr 
der Umgehung von Vorschriften. Dies wiederum 
hat voraussichtlich einen großen Einfluss auf das 
Thema der gleichen Wettbewerbsvoraussetzungen.

Daher hat sich die ESTA für ein Mindestmaß an Har­
monisierung ausgesprochen, wodurch es Geldtrans­
portanbietern möglich wäre, innerstaatliche und 
grenzüberschreitende Dienstleistungen mit einer 
einzigen Lizenz durchzuführen. Dies sollte unserer 
Ansicht nach zumindest zu ein wenig mehr Effizienz 
beitragen und scheint im Einklang mit den Empfeh­
lungen in Abschnitt 6.2.3 des „SECA Framework“ zu 
sein.
Die ESTA stimmt jedoch überhaupt nicht mit der 
Behauptung des EPC überein, dass das grenzüber­
schreitende Geschäft der „einzige Weg für das lang­
fristige Überleben der Wertdienstleistungsbranche“ 
ist, und das nicht nur, weil es nur eine geringe Nach­
frage nach grenzüberschreitenden Dienstleistungen 
gibt – keine guten Aussichten, wenn dies der „ein­
zige Weg für das Überleben“ sein sollte –, sondern 
hauptsächlich, weil die Branche sich vom Geldtrans­
port hin zum Bargeldmanagement entwickelt. 
Das Thema kann jedoch auch positiver betrachtet 
werden: Wenn Bearbeitung und Bargeldmanage­

ment immer mehr von Unternehmen der Wertdienst­
leistungsbranche durchgeführt werden, sollte dies 
aus den Gründen, die im „SECA Framework“ erwähnt 
werden, zu weniger Transporten führen. Der Banken­
sektor kann hierzu beitragen, indem seine Bargeld­
leistungen an Wertdienstleistungsunternehmen aus­
gelagert werden, um Skaleneffekte auszuschöpfen 
und für seine Kunden effiziente und nachhaltige Bar­
gelddienstleistungen sicherzustellen.

5. Überlegungen des EPC zur Marktstruktur der 
Geldtransportbranche
In Abschnitt 5 des „SECA Framework“ werden die 
Rolle Dritter und die Anforderungen an diese ge­
prüft und es wird etwas ungenau formuliert, dass 
„Geldtransportunternehmen gemäß der Geldtrans­
port-Verordnung 1214/2011 den gewerbsmäßigen 
Straßentransport von Euro-Bargeld mit entspre­
chenden Fahrzeugen anbieten dürfen“. Es sollte 
angegeben werden, dass die Verordnung nur die 
grenzüberschreitende Lizenzvergabe betrifft und 
die Befähigung zur Durchführung von Geldtranspor­
ten Sache der Behörden des jeweiligen Landes ist. 
Einige Länder fordern eine Lizenz, andere nicht.
Im „SECA Framework“ werden Bedenken hinsicht­
lich der Konzentration in der Geldtransportbranche 
geäußert, „die möglicherweise Auswirkungen auf die 
Geschäftskontinuität/Notfallplanung und die Preis­
entwicklung (Preissteigerungen) hat“. 
Diese Bedenken sind berechtigt. Die Gründe für 
den hohen Grad an Marktkonzentration sind wohl­
bekannt: niedrige Margen, große Bedeutung von 
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Skaleneffekten und hoher Grad der Marktreife/
Marktsättigung. 
Diese Bedenken sollten sich aber mit der Tatsache 
ausräumen lassen, dass die Zugangsbarrieren 
zum Markt nur geringfügig eingeschränkt sind: Die 
Gesetze sehen niedrige und in einigen Fällen gar 
keine Markteintrittsbarrieren vor (z. B. fordern einige 
Länder keine Lizenz). In jedem Fall sind die Zugangs­
beschränkungen nicht so hoch, dass sie in irgend­
einer Art und Weise die Höhe der Konzentration 
beeinflussen. 
Viel bedeutsamer ist es jedoch, dass der Markt der 
Wertdienstleistungen, ungeachtet der Höhe der 
Marktkonzentration, ein hart umkämpfter und wett­
bewerbsintensiver Markt bleibt. Dafür gibt es viele 
Gründe:
»» Erstens ist es für jeden Kunden der Wertdienstleis­
tungsbranche – beispielsweise für eine Bank – sehr 
einfach, einen neuen Marktteilnehmer zu „spon­
sern“ und ihm einen Markt zu sichern, der groß 
genug ist: Sollte ein großer Kunde mit der Markt­
situation nicht zufrieden sein, kann er relativ kurz­
fristig einen neuen Anbieter einschalten. Es sollte 
erwähnt werden, dass die Markteinführung eines 
neuen Anbieters, der von einem Kunden gespon­
sert wird, in solchen Fällen für einen etablierten 
Marktteilnehmer einen Geschäftsverlust bedeutet, 
da er seine Position auf diesem Markt wohl als 
nicht mehr haltbar einschätzen würde.

»» Zweitens hat es etliche von Kunden initiierte Akti­
vitäten gegeben, die zu einer weiteren Konzentra­

tion beigetragen haben, wie etwa die Gründung 
von Konsortien durch Banken, worauf auch im 
Bericht der EZB zur Untersuchung des Geld­
transports 2015 hingewiesen wird.16 Wenn der EPC 
die Konzentration in seinem Sektor und die Aus­
wirkungen kritisiert, die sie auf den Markt haben 
könnte, ignoriert er die Erfahrungen in Ländern 
wie den Niederlanden, Dänemark oder Portugal, 
in denen Banken sich zusammengeschlossen ha­
ben, um sich an die Stelle der Anbieter von Geldt­
ransporten/Bargeldmanagement zu setzen, was in 
einigen Fällen dazu führte, dass etablierte Anbieter 
ihr Geschäft in diesen Märkten eingestellt haben.

»» Drittens beruht die Vermittlung von Geldtrans­
port-/Bargeldmanagement-Anbietern durch Ban­
ken und andere Kunden häufig auf einem reinen 
Preiswettbewerb, was zu sehr niedrigen Margen 
führt. Die Marktstruktur ist zum Teil auch eine 
Folge solcher Vermittlungspraktiken, was auf 
einen Wettbewerb hinausläuft, der auf Preise und 
enge Margen gerichtet ist. 

Daher wird die Konzentration der Branche weit­
gehend kompensiert durch die Tatsache, dass die 
Macht des Marktes überwiegend in den Händen der 
Kunden bleibt. Es gibt so gut wie keine Hindernis­
se für einen Kunden, den Anbieter zu wechseln, und 
große Kunden sind in der Regel sehr daran interes­
siert, mehr als nur einen Anbieter zu nutzen. Wie 
sehr konzentriert der Markt auch erscheinen mag, 
die Macht des Marktes behält der Kunde in seinen 
Händen, und der Kunde kann den Markt durch seine 

16	 EZB-Bericht, Seite 10
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eigenen Entscheidungen sehr effektiv beeinflussen.
Die Marktmacht der Kunden ist so gestaltet, dass es in 
einem bestimmten Markt einen Zusammenhang zwi­
schen der Konzentration des Bankensektors und der 
Konzentration der Wertdienstleistungsbranche gibt: 
Ist der Bankensektor hoch konzentriert, so ist es die 
Wertdienstleistungsbranche in diesem Markt auch.
Die ESTA möchte diese Gelegenheit nutzen, um 
die EPC-Mitglieder, also die Banken, aufzufordern, 
den Ansatz bei der Vermittlung von Geldtransport-/ 
Bargeldmanagement-Aufträgen dahingehend zu  
überdenken, dass zukünftig nicht mehr die Preise 
das Hauptkriterium sein sollten, sondern ein neues 
Ausschreibungssystem, das auf klar definierte 
betriebliche Leistungen fokussiert ist. Dies könnte 
Teil des Anschlusses an den Vorschlag in Ab­
schnitt 5.2 des „SECA Framework“ sein, in dem 
bewährte Verfahren als Grundlage für die „Fest­
legung der Beziehung zwischen Finanzinstituten 
und Geldtransportunternehmen“ (oder genauer, der 
„Wertdienstleistungsbranche“) gefordert werden.

6. Das Fehlen eines Binnenmarktes  
für das Bargeldhandling
Die ESTA kann die Richtigkeit der Behauptung des 
EPC nur unterstreichen, dass es für das Bargeld­
handling in der EU oder der Eurozone keinen Binnen­
markt gibt. Die geltenden Gesetze, wie etwa die 
Richtlinie über Zahlungsdienste, sind für die Branche 
nicht geeignet und die Lizensierung von Wertdienst­
leistern als Zahlungsdienstleister gemäß der Richt­

linie ist wegen der angespannten Verhandlungen 
mit Aufsichtsbehörden ein langes und unsicheres 
Verfahren. Da die Wertdienstleister auch bei erfolg­
reichen Verhandlungen keinen europäischen Pass 
erhalten würden, müsste das Verfahren in jedem 
Land, in dem der Status eines Zahlungsdienstleis­
ters angestrebt wird, wiederholt werden.
Ausschlaggebend ist, dass die Behörden der Mit­
gliedstaaten unterschiedlich einschätzen, wie Wert­
dienstleistungsunternehmen die Geldmittel ihrer 
Kunden managen können. Dies ist entscheidend für 
das Geschäftsumfeld, dem sich die Branche in den 
verschiedenen Mitgliedstaaten der Union stellen 
muss, und es hat direkte Auswirkungen auf das 
jeweilige in Frage kommende Geschäftsmodell.
Die ESTA stimmt dem EPC zu, wenn er „eine Verbesse­
rung der Effizienz bei der Bearbeitung des Bargelds“ 
fordert und sich dabei auf das gemeinsame Papier der 
ESTA und des EPC von 2013 zum Thema „Verbesse­
rung der Effizienz des Bargeldhandlings – Modelle 
für Bargeldkreisläufe“ bezieht. In diesem Papier wird 
herausgearbeitet, wie erhebliche Effizienzsteige­
rungen bei der Bargeldbearbeitung durch 
»» ein konsistentes Geschäftsumfeld 
»» ein gemeinsames Verständnis darüber, wie die 
Wertdienstleister Kundengelder managen dürfen, 
und 

»» einen deutlicheren, langfristigen Blick auf das 
Modell des bei jeder Nationalen Zentralbank ein­
zusetzenden Bargeldkreislaufs 

erreicht werden können.17 

17	 In diesem Zusammenhang könnte der Vorschlag der EZB in ihrem Bericht zum Geldtransport 2015 einer „harmonisierten Umsetzung 
der Richtlinie zu Zahlungsdienstleistungen in allen Mitgliedstaaten“ ein interessanter Weg sein.
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7. Die Forderung des EPC nach Standardisierung
In Abschnitt 6 des EPC-Papiers werden bestimmte Anforderungen an die Standardisierung gestellt. Die ESTA 
ist der Ansicht, dass die Banken selbst viel mehr tun könnten. Dies haben wir in unserer Reaktion auf das 
EPC-Papier mehrmals hervorgehoben. 
Die ESTA möchte darüber hinaus die folgenden Aspekte thematisieren:

»» Durch Sicherheitseinrichtungen (IBNS) unbrauch­
bar gemachte Banknoten: Die ESTA unterstützt 
die derzeitige Arbeit der EZB zu gemeinsamen Er­
kennungskriterien für eingefärbte Banknoten und 
klaren Kriterien für die Bearbeitung eingefärbter 
Banknoten. 

»» Die Verwendung eines in den Mitgliedstaaten zu­
gelassenen IBNS sollte auf der Grundlage des 
Prinzips der gegenseitigen Anerkennung bei 
grenzüberschreitenden Transporten erlaubt sein. 
Es müssen keine neuen (europäischen) Standards 
vereinbart werden. Eine Harmonisierung von Stan­
dards für IBNS-Systeme, durch die technologische 
Entwicklungen blockiert werden könnten, würde 
die ESTA nicht unterstützen. Es gibt eine Vielzahl 
an Sicherheitssystemen, die gemäß den passen­
den Gegebenheiten und in Übereinstimmung mit 
den Bedürfnissen der Kunden und den vertrag­
lichen Vereinbarungen eingesetzt werden müssen. 
Bedenklich ist für die ESTA das relativ häufige Auf­
treten von Fehlauslösungen der IBNS.

»» Die ESTA würde nicht unterstützen, dass einge­
färbte Banknoten den Status des gesetzlichen 
Zahlungsmittels verlieren, da dies das Vertrau­
en der Öffentlichkeit in das Bargeld untergraben 
könnte. Eingefärbte Banknoten sollten jedoch nur 
begrenzt und ausschließlich durch die Nationalen 
Zentralbanken ausgetauscht werden können und 
die Identität des Besitzers sowie die Umstände der 
Einfärbung sollten erfasst werden.

»» Die ESTA unterstützt die Nachverfolgung von Mar­
kierung mit Tinte bzw. des Systems der Unbrauch­
barmachung. Es sollte jedoch mit Augenmaß vor­
gegangen werden: Eine zu strenge oder restriktive 
Verfolgung (beispielsweise das Vorschreiben ein­
zelner Markierungen für jeden Transport / jeden 
Karton) wäre wahrscheinlich übertrieben und un­
nötig teuer.
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Die ESTA hofft, dass dieses Papier einen nützlichen 
und ergänzenden Beitrag zu den Betrachtungen 
über die Art und Weise der Verbesserung der Effizi­
enz im Bargeldhandling leistet, wie sie der EPC aus 
seiner „Bankenperspektive“ angestellt hat.
Für die ESTA ist von entscheidender Bedeutung, dass 
Bargeld im Gegensatz zu anderen Zahlungsmitteln 
ein öffentliches Gut ist, das für die Allgemeinheit zu­
gänglich bleiben muss – insbesondere da es das ein­
zige Zahlungsmittel ist, das für seinen Einsatz keine 
eigene Infrastruktur benötigt.
Wir verstehen die Bedenken der Kreditwirtschaft im 
Zusammenhang mit der Reduzierung der Kosten, 
die den Banken bei der Bargeldlogistik entstehen 
– vor allem, wenn die Erträge der Banken aufgrund 
der derzeit weltweit umgesetzten Geldpolitik stark 
sinken. Die im „SECA Framework“ vorgeschlagene 

Reduzierung des Bargeldhandlings, die wir als 
stellvertretend für die Reduzierung des im Umlauf 
befindlichen Bargelds verstehen, ist jedoch keine 
Lösung, die im Sinne des Allgemeinwohls liegt. 
Im Hinblick auf die Forderung der Banken, für die 
Bargelddienstleistungen an ihre Kunden zusätz­
liche Gebühren zu erheben, ist die ESTA der Ansicht, 
dass die Banken für diese Dienstleistungen bereits 
„ausreichend“ Gebühren berechnen, wie dies durch 
die geltende EU-Richtlinie über Zahlungskonten 
mit grundlegenden Funktionen dokumentiert wird. 
Ein erhebliches Potenzial für die Reduzierung 
der Kosten des Bargelds liegt in den Händen des 
Bankensektors. Dazu zählen die Anwendung von 
mehr Standards und eine engere Kooperation mit 
den Unternehmen der Wertdienstleistungsbranche.
 

IV	 FAZIT
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Die ESTA ist sehr darauf bedacht, dass der Wett­
bewerb zwischen den Zahlungsmitteln nicht weiter 
reduziert wird, insbesondere vor dem Hintergrund, 
dass ein einzelner Akteur hauptverantwortlich für die 
Verfügbarkeit eines wettbewerbsfähigen Produkts 
für die Allgemeinheit ist. Dies ist bedenklich, und 
vereinzelte Nationalbanken haben sich daher bereits 
kritisch zu der Geschwindigkeit geäußert, mit der 
einzelne Banken den Rückzug vom Bargeldgeschäft 
beschreiten. Zwar sollten die Banken die Möglich­
keit haben, sich aus dem Bargeldgeschäft struktu­
riert und mit anderen Akteuren abgestimmt zurück­
zuziehen, wenn sie das möchten; der Zugang zum 
Bargeld darf dabei aber nicht über Gebühr einge­
schränkt werden.
Die Gestaltung der Effizienz des Bargeldkreislaufs 
involviert eine große Anzahl an unterschiedlichen, 

aber sich ergänzenden Akteuren. Die ESTA ist der 
Ansicht, dass das Potenzial für Skaleneffekte aus 
grenzüberschreitenden Geschäften im Hinblick auf 
die Wertdienstleistungsbranche begrenzt ist und 
daher nicht zu großen Kosteneinsparungen führt. 
Letztendlich ist das Potenzial für die Effizienzsteige­
rung im Bereich der Bargeldbearbeitung viel größer, 
wenn man es aus der Entwicklung des gesam­
ten Bargeldkreislaufs schöpft. Durch eine engere 
Kooperation zwischen den Mitgliedern des EPC, den 
Banken und der Wertdienstleistungsbranche kann, 
wie in unserem gesamten Papier durchgängig dar­
gelegt, viel mehr erreicht werden, als lediglich über 
die von der ESTA auch unterstützte und notwendige 
evolutionäre Entwicklung der Beziehung zwischen 
den Zentralbanken und dem Bankensektor.
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